
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten August Wöginger, Dr. Dagmar Belakowitsch 

und Kolleginnen und Kollegen 
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-----

zum Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales (588 d.B.) betreffend die Regierungsvorlage 
eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz betreffend Grundsätze für die Sozialhilfe (Sozial­
hilfe-Grundsatzgesetz) und ein Bundesgesetz über die bundesweite Gesamtstatistik über Leistungen 
der Sozialhilfe (Soziulhilfe-Statistikgesetz) erlussen und dus Bundesgesetz zur Integration rechtmä­
ßig in Österreich aufhältiger Personen ohne österreich ische Staatsbürgerschaft (Integratiollsgesetz­
IntG) geändert werden (514 d.B.) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

J. Der Titel lautet: 

"Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz betreffend Grundsät.ze fiir die Sozialhilfe (Sozialhilfe­
Grundsatzgesetz) und ein Bundesgesetz über die bundesweite Gesamtstatistik über Leistungen der 
Sozialhilfe (Sozialhilfe-Statistikgesetz) erlassen und das

'
Bundesgesetz zur Integration recbtmäßig 

in Österreich aufllältiger Personen ohne österreich ische Staatsbürgerscbaft (lntegrationsgesctz­
IntG) geändert werden" 

2. Art. I § 2 Abs. 5 zweiler Satz lautet: 

"Die Landesgesetzgebung hat sicherzustellen, dass ein gleichzeitiger Bezug dieser Leistungen (mit Aus­
nahme von Heizkostenzuschüssen) und monatlicher Leistungen gemäß § 5 ausgeschlossen ist" 

3. 1/7 Art. l§ 7 Abs. 4 werdenfolgende zwei Sätze angefogt: 

"Keiner Anrechnung unterliegen auch freiwillige Geldleistungen der freien Wohlfahrtspflege oder Leistun­
gen von Dritten, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht werden, es sei denn, diese Leistungen werden 
bereits rur einen ununterbrochenen Zeitraum von vier Monaten gewährt oder erreichen ein Ausmaß, sodass 
keine Leistungen der SoziaJhi.lfe mehr erforderlich wären. Darüber hinaus können Heizkostenzuschüsse, 
die aus öffentlichen Mitteln gewählt werden, von der Anrechnung ausgenommen werden." 

4. In der Anlage zu Art. II wird der Ausdruck" a) I. Auf Personenebene: " gestrichen. 
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Begründung 

Zu Z 1: 

Die vorgeschlagene Änderung ist einem Tippfehler am Ende der Gesetzesbezeichnung geschuldet. 

Zu Z 2 (Art. I § 2 Abs. 5 und Art. I § 7 Abs. 4 dritter Satz): 

2 von 2 

Der durch § 5 gesetzte Rahmen umfasst sowohl monatliche Leistungen zur Unterstützung des Lebensun­
terhalts als auch zur Befriedigung des Wohnbedarfs. Die erhöhten Ansätze der Wohnkostenpauschalrege­
lung (§ 2 Abs. 5) als auch die Gewährung von Zusatzleistungen zur Vermeidung von Härtefallen (§ 6) set­
zen jeweils die Erbringung als Sachleistung voraus. Durch den vorgeschlagenen Abänderungsantrag soll 
die Möglichkeit geschaffen werden, Zuschüsse, die allein der Abdeckung von Heizkosten gewidmet sind, 
auch weiterhin als GeldleistungeIl zu erbringen und diese von der Anrechnung auszunehmen. 

Zu Z 3 (Art.! § 7 Abs. 4 zweiter Satz): 

U 111 Unklarheiten im Zusammenhang mit Zuwendungen privater Natur und ohne rechtliche Verpflichtung 
(wie etwa Spenden) zu beseitigen, soll in § 7 Abs. 4 eine Passage aufgenommen werden, die bereits in den 
meisten Mindestsicherungsgesetzen in dieser oder ähnlicher Foml existiert (z.B.in § 10 Abs. 6 Z 4 WMG). 
Demnach soll eine Anrechnung von freiwilligen Geldleistungen der freien Wohlfahrtspflege oder Leistun­
gen von Dritten, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht werden, grundsätzlich unterbleiben. 

Zu Z 4 (Anlage zu Art. 1I): 

Hier erfolgt eine redaktionelle Anpassung. 
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